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Aussenministerin Hasler vertiefte Beziehungen zu den USA
Diplomatie Dominique 
Hasler weilt derzeit in den 
USA. Unter anderem, um 
Berufsbildung bekannter zu 
machen. LIechtensteiner Fir-
men würden profitieren.

Am Mittwoch traf Aussenministerin 
Dominique Hasler die amerikani-
sche Vizeaussenministerin Wendy 
Sherman in Washington, DC, für ein 
Arbeitsgespräch zwischen den USA 
und Liechtenstein. Der letzte Aus-
tausch der beiden Ministerinnen er-
folgte am Vorabend des russischen 
Angriffskriegs auf die Ukraine. «Seit-
her haben sich die Beziehungen zwi-
schen Liechtenstein und den USA 
weiter vertieft. Der gemeinsame Ein-
satz für Freiheit, Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit, die substantiel-
len Wirtschaftsbeziehungen sowie 
die intensive Zusammenarbeit im 
Justizbereich und in der Umsetzung 
der Sanktionen sind wichtige Pfeiler 
der liechtensteinisch-amerikani-
schen Partnerschaft», schreibt das 
Ministerium für Äusseres, Bildung 
und Sport in der Pressemitteilung 
vom späten Mittwochabend. 

Das Gespräch bot demnach auch Ge-
legenheit, um Möglichkeiten zur 
Weiterentwicklung der wirtschaftli-
chen Beziehungen anzusprechen. 
«Liechtensteinische Firmen haben 
in den USA zuletzt weiter expandiert 
und unterhalten rund 5000 ameri-
kanische Arbeitsplätze. Daher sieht 
Liechtenstein im Bereich der Dop-
pelbesteuerung und des transatlan-
tischen Handels Potenzial, den wirt-
schaftlichen Austausch weiter zu 
fördern», so das Ministerium. 
Eben das betonte Hasler demnach 
auch in ihren Gesprächen mit den 
Senatoren Jim Risch, dem rang-
höchsten Republikaner im Aussen-
politischen Ausschuss des US-Se-
nats, und Roger Wicker. 
Der Einsatz Liechtensteins für die 
Vereinten Nationen und die interna-
tionale Rechtsstaatlichkeit war 
ebenfalls Gegenstand der Gesprä-
che. «Die Veto-Initiative zur Stär-
kung der UNO-Generalversammlung 
sowie die FAST-Initiative zur Be-
kämpfung von Menschenhandel 
werden in den USA sehr positiv 
wahrgenommen», betont das Minis-
terium weiter. Aussenministerin 
Hasler nutzte ihren Aufenthalt zu-
dem, um sich mit dem Generalsekre-

tär der Organisation Amerikani-
scher Staaten (OAS) über aktuelle 
Entwicklungen in Lateinamerika 
und über den kommenden Vorsitz 
Liechtensteins im Ministerkomitee 
des Europarats auszutauschen. Die 
OAS ist die Schwesterorganisation 
des Europarats und umfasst die 
Westliche Hemisphäre, bestehend 
aus Nord- und Südamerika. Die OAS 
ist, wie der Europarat, der Förde-
rung der Menschenrechte und der 
Demokratie verpflichtet. Für Liech-
tensteins Vorsitz ist die OAS deshalb 
ein wichtiger Ansprechpartner. 
Liechtenstein ist seit 2014 Ständiger 
Beobachter bei der OAS. 
Neben diesen politischen Gesprä-
chen steht die USA-Reise von Regie-
rungsrätin Hasler ganz im Zeichen 
der Berufsbildung. «Die liechtenstei-
nischen Firmen, die in den USA tätig 
sind, sehen sich oft einem Fachkräf-
temangel ausgesetzt. Ein gleichwerti-
ges System für die Berufsbildung 
fehlt weitgehend, weshalb sich Liech-
tenstein gemeinsam mit den USA da-
für einsetzt, die Berufsbildung in den 
USA bekannter zu machen und zu 
fördern», halten die Verantwortli-
chen in der Aussendung abschlies-
send fest.  (red/ikr)

Aussenministerin 
Dominique Hasler, 
zusammen mit der 
amerikanischen 
Vizeaussenmi-
nisterin Wendy 
Sherman. (Fotos: 
ZVG/IRK)

Senator Jim Risch aus Idaho, der ranghöchste Republikaner im Aussenpoliti-
schen Ausschuss des Senats, und Aussenministerin Dominique Hasler.

Für 3 Millionen

Gemeinde kauft
Gebäudeteil für
Judoclub Ruggell
RUGGELL Damit der Judoclub Ruggell 
wie geplant seine neuen Räumlich-
keiten in der Überbauung «Flandera 
West» beziehen kann, wird die Ge-
meinde den entsprechenden Gebäu-
deteil für knapp 3 Millionen Franken 
vom Baurechtsnehmer abkaufen. 
Dies geht aus dem Gemeinderatspro-
tokoll vom 9. November hervor. Ei-
nen Teil der Überbauung zu kaufen 
sei günstiger als ein alleinstehender 
Neubau, heisst es. Konkret will die 
Gemeinde zwei Stockwerkanteile 
über der Gewerbehalle à 25x20 Me-
ter übernehmen. Dies allerdings erst 
dann, wenn der Baurechtsvertrag in 
trockenen Tüchern ist. Der entspre-
chende Gebäudeteil soll 2,97 Millio-
nen Franken kosten. Die Gemeinde 
erinnert aber daran, dass sie als 
Grundlage für diese Berechnungen 
die aktuellen Preise genommen hat. 
Sie schliesst also nicht aus, dass die-
ser Betrag wegen der Teuerung noch 
steigen wird.  red/pd)

Schule, Gemeindesaal

Ruggell macht
Dach absturzsicher
RUGGELL Die Gemeinde Ruggell muss 
die Dächer der Primarschule, der 
Turnhalle und des Gemeindesaals 
aus Sicherheitsgründen nachbes-
sern. Bislang gibt es nämlich keine 
Absturzsicherung, obwohl hin und 
wieder Hauswarte und externe Ar-
beiter die Dächer betreten müssen. 
Die geplante Absturzsicherung auf 
den drei Gebäuden kostet voraus-
sichtlich 33 900 Franken. Der Ge-
meinderat hat an seiner Sitzung vom 
9. November deshalb einen Nach-
tragskredit von 16 400 Franken ge-
nehmigt. Die restlichen 18 600 Fran-
ken kalkulierte diese nämlich schon 
im Voranschlag 2022 ein. Der Bau 
der Absturzsicherung erfolge noch 
in diesem Jahr. (red/pd)

Aus dem Ruggeller Gemeinderat

Ausbau der Nellengasse verzögert sich
RUGGELL Die Bauarbeiten an der Nel-
lengasse werden teurer und dauern 
länger als erwartet. Die Kosten 
übersteigen nun den ursprünglich 
budgetierten Betrag von rund 1,13 
Millionen Franken. Die Gemeinde 
Ruggell sprach deshalb einen Nach-
tragskredit von 100 000 Franken. 
Gründe für die höheren Kosten und 
die Verzögerungen sind unvorher-

sehbare Arbeiten. So ist der Park-
platz im Bereich Langacker in ei-
nem schlechten Zustand. Er benöti-
ge eine neue Oberf läche. Zudem 
müssen die Bäume entlang der 
Strasse weichen, damit die Werklei-
tungen eingebaut werden können. 
Dies geht aus dem Gemeinderats-
protokoll vom 9. November hervor. 
Gleichzeitig will die Gemeinde den 

Bereich Nellengasse/Langacker 
aber mehr begrünen als ursprüng-
lich angenommen. All diese Mass-
nahmen kosten zusätzliche 180 000 
Franken. Weil fast die Hälfte dieser 
Kosten aber erst beim Abschluss 
der Bauarbeiten, also 2023, anfal-
len werden, belief sich der Nach-
tragskredit für das Jahr 2022 «nur» 
auf 100 000 Franken.  (red/pd) (Symbolfoto: Shutterstock)

Arbeitstreff en der Sozialminister. Auf dem linken Foto (von links): Staatssekretär Rolf Schmachtenberg (Deutschland), Bundesrat Alain Berset (Schweiz),
Regierungsrat Manuel Frick (Liechtenstein), Bundesminister Johannes Rauch (Österreich) und Erster Regierungsrat Abilio Fernandes (Luxemburg). (Fotos: IKR)

Frick schlägt Dachabkommen
für Homeoffi  ce über Grenzen vor
Ziel Regierungsrat
Manuel Frick empfing
am Donnerstag die deutsch-
sprachigen Sozialminister
in Liechtenstein. 

Die Delegationen wurden ge-
leitet von Bundesrat Alain 
Berset (Schweiz), Bundes-
minister Johannes Rauch 

(Österreich), Staatssekretär Rolf 
Schmachtenberg (Deutschland) und 
dem Ersten Regierungsrat Abilio 
Fernandes (Luxemburg). 
Das Programm startete mit dem Ar-
beitstreffen in Mauren, bei dem sich 
die Sozialminister zuerst mit dem 
Thema Homeoffice auseinandersetz-
ten. Nach einem Impulsreferat von 
Doris Quaderer von der Stiftung Zu-
kunft.li wurden insbesondere die He-
rausforderung bei Homeoffice von 
Grenzgängerinnen und Grenzgän-
gern sowie mögliche Lösungsansätze 

diskutiert. Für Regierungsrat Manuel 
Frick kommt diesem Thema grosse 
Bedeutung zu, zumal Liechtenstein 
in hohem Masse auf Grenzgängerin-
nen und Grenzgänger angewiesen ist. 
Die derzeitige Sonderlösung, die im 
Zusammenhang mit der Pandemie 

eingeführt wurde, konnte diese Wo-
che bis Mitte 2023 verlängert wer-
den. Das hält das Ministerium für Ge-
sellschaft und Kultur in der Presse-
mitteilung vom Donnerstag fest. 
Liechtenstein möchte demnach zeit-
nah bilaterale Lösungen erreichen, 

die unabhängig von dieser Sonderlö-
sung greifen. Frick brachte dabei ein 
mögliches Dachabkommen der 
deutschsprachigen Länder ein, das 
gemäss Schlusserklärung des Minis-
tertreffens geprüft werden soll. 
Zweites Thema des Arbeitstreffens 
war die soziale Sicherung vor dem 
Hintergrund starker Inflation und 
hoher Energiepreise. Die Sozialmi-
nister diskutierten die Herausforde-
rungen durch die aktuelle Entwick-
lung, die ergriffenen Massnahmen 
sowie Vor- und Nachteile staatlicher 
Interventionen. Nach den Arbeitsge-
sprächen lud Regierungschef Daniel 
Risch die Delegationen zu einem 
Empfang im Regierungsgebäude ein. 
Das Programm des Sozialminister-
treffens wurde durch eine Führung 
durch die aktuelle Ausstellung des 
Kunstmuseums «Candida Höfer.
Liechtenstein» und ein offizielles 
Abendessen, gegeben von Regie-
rungsrat Manuel Frick, abgerundet.
 (red/ikr)
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Die Tageszeitung        für Liechtenstein

Homeoffi  ce-Hürden: Stiftung
Zukunft.li sieht Politik in der Pfl icht
Publikation In der Coronapandemie ist das Interesse am Homeoffi  ce gestiegen. Rechtliche Hürden erschweren hierzulande 
die Umsetzung. Eine Lösung ist laut Stiftung Zukunft.li aber möglich – sofern der politische Wille in der Region vorhanden ist.

VON SEBASTIAN ALBRICH

Die Coronakrise hat es vielen Unter-
nehmen deutlich gemacht: Homeof-
fice funktioniert besser als erwar-
tet. Zu diesem Schluss kommen 
zwei Drittel der 125 Betriebe und In-
stitutionen, die sich im Juni an einer 
Umfrage der Stiftung Zukunft.li be-
teiligt haben. Rund 80 Prozent er-
warten zudem, dass Homeoffice 
nach der Pandemie an Gewicht ge-
winnen wird. Bietet die Arbeit von 
zu Hause aus doch auch handfeste 

Gleichzeitig bringt das steigende In-
teresse auch Hürden ans Tageslicht. 
Denn ein Land wie Liechtenstein 
mit einem Grenzgängeranteil von 56 
Prozent stösst hier an rechtliche 
Grenzen. Gültiges EWR-Recht sieht 
vor, dass ein Grenzgänger, der über 
25 Prozent seiner Arbeit am Wohn-
ort verrichtet, auch dort seine Sozi-
alabgaben zahlen muss. Das gilt für 
Schweizer in der Schweiz und im 
EWR lebende Grenzgänger. Noch 
umständlicher wird es für EWR-
Grenzgänger, die in der Schweiz le-

Länder aufgeteilt werden. All das 
kann für den Arbeitgeber schnell 
kompliziert und teurer werden.

Spielraum vorhanden
Aktuell ist diese Regelung zwar co-
ronabedingt bis Ende Jahr ausser 
Kraft gesetzt, jedoch erschwert sie 
ein ausgeweitetes Homeoffice nach 
der Krise. Das Interesse sei jedoch 
da. Nicht zuletzt aus diesem Grund 
sieht Doris Quaderer, Projektverant-
wortliche der Stiftung, hier Hand-
lungsbedarf und auch eine Chance. 

hinzugezogenen Europarechtsex-
perten Georges Baur vom Liechten-
stein-Institut durchaus Spielraum 
für zwischenstaatliche Lösungen –
sofern der beidseitige Wille für ein 
f lexibleres Homeoffice gegeben ist. 
Die gestern vorgestellte Publikation 
«Fokus Homeoffice: Wunsch und 
Wirklichkeit», die neben den sozial-
versicherungsrechtlichen Hürden 
auch arbeits- und steuerrechtliche 
Lücken aufzeigt, soll dafür als An-
stoss dienen. Quaderers klarer Ap-
pell an die Entscheidungsträger: 

Die Stiftung Zukunft.li sah bereits 2020 Handlungsbedarf. (Faksimile: VB)


